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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

Ein Wahlsonntag liegt hinter uns, der viele wei-

terhin beschäftigt und von dem sicherlich nicht 

nur ich in Teilen erschüttert bin. 

Die Wahlerfolge der 

rechtpopulistischen AfD, 

deren Führungspersonal 

teils mit rassistischer und 

ausländerfeindlicher Rhe-

torik zweistellige Ergeb-

nisse in drei Bundeslän-

dern erreicht, können uns 

als Demokratinnen und 

Demokraten nicht wortlos 

weitermachen lassen. Die 

Wahlauswertungen zei-

gen das hohe Protestpo-

tential, das Ausdruck der 

Unzufriedenheit an den 

großen, "etablierten" Parteien zu sein scheint. 

Landespolitische Themen spielten leider nur 

eine untergeordnete Rolle. Alles wurde vom 

Thema Flüchtlinge überlagert. Nach gestern 

Abend steht dennoch fest, die Mehrheit der 

Wählerinnen und Wähler unterstützt die Flücht-

lingspolitik der Bundesregierung. Die klare Hal-

tung von Winfried Kretschmann und Malu 

Dreyer in dieser Frage wurde von den Wählerin-

nen und Wählern honoriert. Demgegenüber wur-

den das Sowohl-Als-Auch der CDU-Kandidaten 

Wolf und Klöckner in den Wahlurnen abgestraft. 

Die Ergebnisse zeigen auch, die Mehrheit der 

Bürgerinnen und Bürger 

will eine Politik, die an ei-

ner wirklichen Lösung der 

Probleme arbeitet und keine 

einfachen Antworten auf 

oftmals komplexe Frage-

stellungen vorgaukelt. Weil 

die Probleme aber oftmals 

komplex und vielschichtig 

sind, muss es meines Erach-

tens der Politik wieder ge-

lingen, den Menschen in un-

serem Land die Lösungsan-

sätze der Politik verständ-

lich zu vermitteln und sie 

bei der Umsetzung der Lösungen einzubeziehen.  

Kontinuität und ein klarer Wertekompass sind 

dabei zwei unerlässliche Eigenschaften, die zu 

Recht von Politik erwartet werden. Daher er-

warte ich, dass unser Koalitionspartner, die 

CDU-/CSU-Fraktion, geschlossen hinter der 

Flüchtlingspolitik der Bundeskanzlerin steht. 
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Des Weiteren fordere ich dazu auf, dass ge-

troffene Absprachen in der Koalition eingehalten 

werden und gemeinsam für den Zusammenhalt 

der Gesellschaft gearbeitet wird. Denn gerade 

wir als SPD haben in den letzten zwei Jahren viel 

für die Menschen in unserem Land erreicht, aber 

es gibt auch noch einiges zu tun, z.B. in Hinblick 

auf die Leiharbeit und den Missbrauch von 

Werkverträgen. Wichtig wird in diesem Zusam-

menhang auch sein, dass wir als Politik erkannte 

Probleme benennen, herunterbrechen und die 

Lösungen klar und so einfach wie möglich erklä-

ren. Das Erklären ist möglicherweise in den letz-

ten Monaten zu kurz gekommen, sodass der Ein-

druck der politischen Planlosigkeit in Teilen der 

Bevölkerung entstanden ist. 

Klar ist: Erklären wird immer mehr als eine 

Überschrift sein. Wir müssen unsere Politik 

transportieren und zu den Menschen bringen. 

Nur so wird unsere Politik des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts auch von den Bürgerinnen und 

Bürgern wahrgenommen. 

 

Wir müssen für den Zusammenhalt und unsere 

Freiheit in der Gesellschaft kämpfen. Ich 

werde dies auch weiterhin tun, ganz im Sinne 

der SPD, die sich in ihrer über 150-jährigen 

Geschichte schon immer ihrer gesamtgesell-

schaftlichen Verantwortung gestellt hat. 

Fortschritte auf dem Weg zu einer europäi-

schen Lösung 

In dieser Woche müssen die europäischen 

Staats- und Regierungschefs nun das Fundament 

für einen tragfähigen Kompromiss in der Flücht-

lingskrise legen. Der EU-Türkei-Gipfel hat die 

Hoffnung genährt, dass der Wille bei den euro-

päischen Regierungen vorhanden ist, gemeinsam 

eine europäische Lösung zu erarbeiten. Eine 

Verständigung der Mitgliedstaaten muss not-

wendigerweise auch die Solidarität mit Grie-

chenland umfassen.  

 

Denn die schlimmen Zustände im griechischen 

Flüchtlingslager Idomeni zeigen: Nationale Al-

leingänge sind kein Ausweg. Das Prinzip „Jeder 

ist sich selbst der Nächste“ spaltet die Europäi-

sche Union, die notwendiger denn je an einem 

Strang ziehen muss.  
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Um die Flüchtlingsbewegung nach Europa bes-

ser zu kontrollieren und das menschenverach-

tende Geschäft der Schlepper in der Ägäis zu un-

terbinden, sind wir auf die Zusammenarbeit mit 

der Türkei angewiesen. Dabei gilt es anzuerken-

nen, dass in der Türkei bereits heute Millionen 

Flüchtlinge aus Syrien und dem Irak eine sichere 

Zuflucht finden. Wenn die Türkei nun bereit ist, 

bestehende Rückführungsabkommen in vollem 

Umfang anzuwenden und Flüchtlinge wieder 

aufnimmt, die über die Türkei nach Griechen-

land eingereist sind, dann muss sich die EU im 

Gegenzug zur Aufnahme von Kontingenten sy-

rischer Flüchtlinge verpflichten. Die SPD setzt 

sich bereits seit Monaten für solche Kontingente 

ein. Denn wir wollen, dass Europa seine huma-

nitäre Verantwortung erfüllt und Menschen nicht 

länger ihr Leben auf gefährlichen Fluchtrouten 

riskieren und hilflos Schleppern ausgeliefert 

sind. 

Trotz der notwendigen Zusammenarbeit mit der 

Türkei in der Flüchtlingsfrage ist eines klar: Es 

gibt keinen Rabatt auf Menschenrechte, auch 

nicht für die Türkei. Daher sollten im Rahmen 

von Beitrittsverhandlungen nun rasch die Kapi-

tel zu Meinungsfreiheit und Rechtsstaat eröffnet 

werden. Denn dies bietet eine echte Chance, die 

Menschenrechtslage in der Türkei ganz real zu 

verbessern. 

Pressekonferenz -  Brief an den Präsidenten 

der Republik Türkei Recep Tayyip Erdogan 

Es fand eine Pressekonferenz statt, auf der ich 

gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen aus 

allen Fraktionen des Bundestages einen Brief an 

den türkischen Staatspräsidenten Erdogan zur 

Pressefreiheit in der Türkei vorgestellt habe. Ins-

gesamt haben sich über 130 Mitglieder des Deut-

schen Bundestags dem Brief angeschlossen. 

Hier können Sie den Text des Briefes nachlesen: 

„An den 

Präsidenten der Republik Türkei  

Recep Tayyip Erdogan 

Berlin, 3.03.2016 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

wir, Abgeordnete des Deutschen Bundestages, 

sind in tiefer Sorge über die Situation in der Tür-

kei, die nicht zuletzt aufgrund ihrer geografi-

schen Lage mit einer besonderen terroristischen 
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Gefahr konfrontiert ist. Wir hoffen, dass die gro-

ßen Krisen der Region und die Gefahr durch den 

IS bald überwunden werden können. Wir sind 

aber auch in großer Sorge um die Situation in 

der Türkei selbst. Dies betrifft das Ende des 

Friedensprozesses und den Stand der Presse- 

und Meinungsfreiheit in der Türkei. 

Wir möchten uns insbesondere wegen des Ver-

fahrens gegen den inter-

national renommierten 

Journalisten und Chefre-

dakteurs der Zeitung 

„Cumhuriyet“, Can 

Dündar an Sie wenden. 

Can Dündar und dem 

Hauptstadtkorresponden-

ten der Zeitung, Erdem 

Gül, werden Spionage, 

das Veröffentlichen von 

Geheimdokumenten sowie 

die Mitgliedschaft in einer „terroristischen Ver-

einigung“ vorgeworfen. Den Journalisten droht 

eine lebenslange Haftstrafe. Can Dündar und 

Erdem Gül sind nach dem Urteil des türkischen 

Verfassungsgerichts auf freien Fuß gesetzt wor-

den. Die Vorwürfe beziehen sich auf journalisti-

sche Veröffentlichungen. Dündar und Gül hatten 

in einem Zeitungsbericht über Waffenlieferun-

gen aus der Türkei an bewaffnete islamistische 

Gruppen in Syrien geschrieben. Die Zeitung 

„Cumhuriyet“ hatte Fotos veröffentlicht, die 

eine solche Waffenlieferung Anfang 2014 bele-

gen sollen. Wegen dieses Presseberichts rea-

gierte die türkische Staatsanwaltschaft mit Er-

mittlungen. Das haben Sie auch unterstützt, in-

dem Sie persönlich Anzeige erstatteten. 

Dieses Vorgehen gegen kritische Berichterstat-

tung über Waffenlieferun-

gen an bewaffnete Islamis-

ten in der Presse wie auch 

die hohe Strafandrohung ist 

aus unserer Sicht zumindest 

unverhältnismäßig. Diese 

Maßnahmen von Justiz und 

Behörden der Türkei gegen 

Medien und Journalisten 

sind unvereinbar mit der 

Wahrung der Meinungs- 

und Pressefreiheit, zu der 

sich der türkische Staat wiederholt bekannt und 

verpflichtet hat. 

Wir bitten Sie, unsere aufrichtige Besorgnis den 

zuständigen türkischen Stellen mitzuteilen, und 

hoffen auf eine baldige Einstellung der gegen 

Can Dündar und Erdem Gül eröffneten Verfah-

ren sowie ihre dauerhafte bedingungslose Frei-

lassung. 
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Die Sorge um Can Dündar und Erdem Gül be-

deutet nicht, dass wir alle anderen aus politi-

schen Gründen inhaftierten Journalistinnen und 

Journalisten in Ihrem Land vergessen dürfen. 

Rechtsstaatliche Verfahren und die Gewährung 

der Presse- und Meinungsfreiheit können die 

türkische Gesellschaft nur stärken. 

Hochachtungsvoll 

Frank Heinrich (MdB), Cansel Kiziltepe (MdB), 

Sevim Dagdelen (MdB), Tom Koenigs (MdB) 

 Sowie 

Luise Amtsberg (MdB), Kerstin Andreae (MdB), Rai-

ner Arnold (MdB), Annalena Baerbock (MdB), Ulrike 

Bahr (MdB), Achim Barchmann (MdB), Katharina 

Barley (MdB), Dietmar Bartsch (MdB), Marieluise 

Beck (MdB), Herbert Behrens (MdB), Karin Binder 

(MdB), Matthias W. Birkwald (MdB), Heidrun Bluhm 

(MdB), Franziska Brantner (MdB), Agnieszka Brug-

ger (MdB), Karl-Heinz Brunner (MdB), Eva Bulling-

Schröter (MdB), Martin Burkert (MdB), Petra Crone 

(MdB), Bernhard Daldrup (MdB), Daniela De Ridder 

(MdB), Diether Dehm (MdB), Karamba Diaby 

(MdB), Katja Dörner (MdB), Harald Ebner (MdB), 

Michaela Engelmeier (MdB), Elke Ferner (MdB), Ute 

Finckh-Krämer (MdB), Christian Flisek (MdB), 

Klaus-Peter Flosbach (MdB), Thomas Gambke 

(MdB), Matthias Gastel (MdB), Wolfgang Gehrcke 

(MdB), Kai Gehring (MdB), Angelika Glöckner 

(MdB), Annette Groth (MdB), Uli Grötsch (MdB), 

Andrö Hahn (MdB), Anja Hajduk (MdB), Ulrich 

Hampel (MdB), Heike Hänsel (MdB), Britta Haßel-

mann (MdB), Matthias Hauer (MdB), Dirk Heiden-

blut (MdB),Gabriela Heinrich (MdB), Marcus Held 

(MdB), Inge Höger (MdB), Eva Högl (MdB), Andrej 

Hunko (MdB), Sigrid Hupach (MdB), Dieter Janecek 

(MdB), Ulla Jelpke (MdB), Josip Juratovic (MdB), 

Ralf Kapschack (MdB), Kerstin Kassner (MdB), 

Katja Keul (MdB), Sven-Christian Kindler (MdB), 

Katja Kipping (MdB), Maria Klein-Schmeink (MdB), 

Bärbel Kofler (MdB), Sylvia Kotting-Uhl (MdB), A-

nette Kramme (MdB), Jutta Krellmann (MdB), Chris 

Kühn (MdB), Katrin Kunert (MdB), Markus Kurth 

(MdB), Caren Lay (MdB), Sabine Leidig (MdB), 

Ralph Lenkert (MdB), Antje Lezius (MdB), Stefan Lie-

bich (MdB), Tobias Lindner (MdB), Gesine Lötzsch 

(MdB), Hilde Mattheis (MdB), Peter Meiwald (MdB), 

Birgit Menz (MdB), Matthias Miersch (MdB), 

Susanne Mittag (MdB), Cornelia Möhring (MdB), 

Niema Movassat (MdB), Norbert Müller (MdB), Det-

lef Müller (MdB), Beate Müller-Gemmeke (MdB), 

Alexander S. Neu (MdB), Ulli Nissen (MdB), Thomas 

Nord (MdB), Cem Özdemir (MdB), Markus Paschke 

(MdB), Martin Patzelt (MdB), Lisa Paus (MdB), 

Christian Petry (MdB), Harald Petzold (MdB), Det-

lev Pilger (MdB), Richard Pitterle (MdB), Sabine 

Poschmann (MdB), Wilhelm Priesmeier (MdB), 

Mechthild Rawert (MdB), Gerold Reichenbach 

(MdB), Ernst Dieter Rossmann (MdB), Tabea Rößner 

(MdB) 
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Bundesverkehrswegeplan 2030 in Berlin vor-

gestellt 

In dieser Woche wurde der Bundesverkehrs-

wegeplan 2030 in Berlin vorgestellt und ich bin 

hoch erfreut über die Aufnahme des Ausbaus der 

B67, der Nordumgehung Dülmen B474 und der 

Erweiterung auf eine 4-streifige Fahrbahn der 

B54 zwischen Münster-Nord und Altenberge so-

wie Altenberge und Nordwalde. 

 

 

Die hohe Priorisierung der Projekte im Bundes-

verkehrswegeplan 2030 sind wichtige Signale 

für die Funktionsfähigkeit der Infrastruktur in 

unserer Region. Ich möchte allen danken, die 

sich mit mir dafür eingesetzt haben, dass es nun 

vorangeht. Die gute Bewertung der Maßnahmen 

mache deutlich, welche Bedeutung die Ausbau-

ten nicht nur für die Region, sondern für die Ge-

samtnetzplanung des Bundes haben. 

Der Bundesverkehrswegeplan ist eines der wich-

tigsten verkehrspolitischen Projekte dieser 

Wahlperiode. Mit ihm werden für die kommen-

den 15 Jahre die entscheidenden Weichen für die 

bundesweite Verkehrsinfrastruktur gestellt. Pro-

jekte, die im Bundesverkehrswegeplan als „vor-

dringlicher Bedarf“ eingestuft sind, haben eine 

sehr hohe Wahrscheinlichkeit bis 2030 realisiert 

zu werden. 

Mit der guten Bewertung der oben genannten 

Straßenbauprojekte im Bundesverkehrswege-

plan wurde ein wichtiges Etappenziel erreicht. 

Ich werde mich im Deutschen Bundestag dafür 

einsetzen, dass wir die entsprechenden Ausbau-

gesetze noch in diesem Jahr verabschieden kön-

nen. Wenn es uns gelingt, zügig Baurecht herzu-

stellen und die Finanzierung sicherzustellen, 

rückt der Baubeginn in greifbare Nähe. 
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Hintergrund: 

Der Bundesverkehrswegeplan ist ein Planungs-

instrument der Bundesregierung, das dem Ziel 

einer langfristigen und integrierten Verkehrspo-

litik dienen soll. Er legt verkehrsträgerübergrei-

fend (Straße, Schiene, Wasser) fest, wo der Bund 

auf Grundlage seiner Verkehrsprognosen Inves-

titionsbedarf sieht. Der Betrachtungshorizont 

liegt bei etwa 15 Jahren. Der derzeit gültige 

BVWP wurde am 02.07.2003 von der Bundesre-

gierung und am 01.07.2004 als Anlage zu den 

Ausbaugesetzen vom Deutschen Bundestag be-

schlossen. Erstmalig unterliegt der heute vorge-

stellte BVWP der strategischen Umweltprüfung 

(SUP). Teil ist die am Montag, den 21.03.2016 

beginnende sechswöchige Öffentlichkeitsbetei-

ligung. Gleichzeitig startet die Bundesregierung 

ihre Beratungen über den Arbeitsentwurf. Im 

Anschluss an die Bürgerbeteiligung erarbeitet 

das Bundesverkehrsministerium den zweiten Ar-

beitsentwurf und schließt die Ressortabstim-

mung ab. Danach beginnt das parlamentarische 

Verfahren mit intensiven Beratungen und Anhö-

rungen im Deutschen Bundestag. Die Ausbauge-

setze sollen bis Ende Dezember im Parlament 

beschlossen werden. Bis zu einer tatsächlichen 

Baufreigabe, unanfechtbares Baurecht vorausge-

setzt, folgen den Ausbaugesetzen zunächst Fünf-

jahrespläne (Investitionsrahmenplan) und dann 

die Finanzierung, die der Haushaltsausschuss im 

Rahmen seiner jährlichen Haushaltsberatungen 

bewilligt. 

Für den neuen BVWP 2030 wurden mehr als 

2.500 Infrastrukturprojekte angemeldet, die hin-

sichtlich ihres Nutzen-Kosten-Verhältnisses, ei-

ner Alternativenprüfung und der zu erwartenden 

Projektwirkungen – auch in Bezug auf umwelt- 

und naturschutzfachliche sowie raumordneri-

sche und städtebauliche Effekte – im Verlauf der 

letzten 18 Monate von externen Gutachtern un-

tersucht und bewertet wurden. 

Die Priorisierung in VB/ VB-E (vordringlicher 

Bedarf mit Vordinglicher Bedarf Engpassbesei-

tigung) und WB*/WB (weiterer Bedarf mit Wei-

terer Bedarf mit Planungsrecht) folgt der Leitli-

nie des von der SPD-Bundestagsfraktion im Ko-

alitionsvertrag verankerten nationalen Priorisie-

rungskonzepts: Erhalt vor Neubau (mindestens 

65 Prozent der Investitionsmittel) und Vorrang 

für großräumig bedeutsame Maßnahmen (ver-

kehrsträgerübergreifend mindestens 80 Prozent 

bzw. bei der Straße mindestens 70 Prozent der 

Mittel für den Neu- und Ausbau). 
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Themen im Plenum  

Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen 

Bundesbauministerin Barbara Hendricks hat im 

Juli 2014 das gemeinsame Bündnis von Bund, 

Ländern, kommunalen Spitzenverbänden sowie 

der Wohnungs- und Bauwirtschaft für bezahlba-

res Wohnen und Bauen als zentrales Instrument 

für die Intensivierung des Wohnungsbaus ins 

Leben gerufen. 

Diese Woche beraten wir den Bündnis-Bericht, 

der Handlungsempfehlungen aufzeigt, um den 

Bedarf an bezahlbarem Wohnraum schnell zu 

decken. Kern des Berichtes ist das 10-Punkte-

Programm für eine Wohnungsbauoffensive, das 

unter anderem die Bereitstellung von Bauland, 

steuerliche Anreize, eine Vereinfachung von 

Bauvorschriften sowie Mittel für den sozialen 

Wohnungsbau vorsieht. Angesichts zu geringer 

Neubautätigkeit, starker Binnenwanderungen 

und dem Flüchtlingszuzug ist der Bedarf an be-

zahlbarem Wohnraum für alle Bevölkerungs-

gruppen mit kleinen und mittleren Einkommen 

nochmals gestiegen. Ziel ist es, in Zukunft jähr-

lich mindestens 350.000 Wohnungen fertigzu-

stellen. Dafür sollen auf allen föderalen Ebenen 

Hemmnisse beseitigt und Anreize gesetzt wer-

den. 

 

Behindertenrechte stärken 

In diesem Jahr wollen wir die Teilhabe von Men-

schen mit Behinderungen nachhaltig stärken und 

verbessern. Bevor wir demnächst in die Beratun-

gen zum Bundesteilhabegesetz einsteigen, befas-

sen wir uns in dieser Woche in erster Lesung mit 

dem Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung des 

Behindertengleichstellungsrechts. Dieses Gesetz 

soll für mehr Barrierefreiheit sorgen und Be-

nachteiligungen von Menschen mit Behinderun-

gen in der öffentlichen Verwaltung abbauen. Da-

für wird es insbesondere Verbesserungen beim 

Benachteiligungsverbot durch die Aufnahme des 

Prinzips der Versagung angemessener Vorkeh-

rungen als Form der Benachteiligung geben. Das 

bedeutet: Wenn Träger der öffentlichen Gewalt 

Menschen mit Behinderungen angemessene 

Vorkehrungen wie Gebärdendolmetscher, eine 

bauliche Veränderung oder die Bereitstellung ei-

ner barrierefreien PDF-Datei versagen, gilt dies 
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als Benachteiligung. Ebenso sollen Verbesserun-

gen der Barrierefreiheit innerhalb der Bundes-

verwaltung, eine Stärkung der Leichten Sprache 

und eine Anpassung des Behinderungsbegriffs 

des Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) an 

den Wortlaut der UN-Behindertenrechtskonven-

tion durchgesetzt werden. 

 

Ausbildungsmission in Somalia fortsetzen 

Die Mission EUTM Somalia wurde am 15. Feb-

ruar 2010 auf Grundlage der Resolution 1872 

(2009) des Sicherheitsrates der VN und des Er-

suchens der somalischen Regierung eingerichtet. 

Mit dem vorliegenden Antrag wird die Beteili-

gung deutscher Streitkräfte an der EU-geführten 

Ausbildungs- und Beratungsmission EUTM So-

malia bis zum 31. März 2017 verlängert.  

 

 

Vorgesehen ist, unverändert bis zu 20 Soldatin-

nen und Soldaten mit entsprechender Ausrüs-

tung einzusetzen. Die EU hat im November 2011 

ihren Strategischen Rahmen für das Horn von 

Afrika beschlossen. Die EU arbeitet eng mit in-

ternationalen Partnern zusammen: u.a. mit der 

somalischen Regierung, den Vereinten Natio-

nen, der Afrikanischen Union, der East African 

Community (EAC) und der Intergovernmental 

Authority on Development (IGAD).  

Gemeinsames Ziel ist es, in Somalia tragfähige 

staatliche Strukturen aufzubauen und das Land 

beim Demokratieaufbau, bei der Befriedung so-

wie Bewältigung der Folgen des langjährigen 

Bürgerkriegs zu unterstützen. Die Ausbildungs-

mission EUTM Somalia leistet in diesem Ge-

samtkontext einen Beitrag. Die Ausbildung der 

somalischen Streitkräfte sowie der Aufbau funk-

tionsfähiger somalischer Sicherheitsstrukturen 

durch deren Beratung tragen zur Stabilisierung 

der weiterhin fragilen Lage in Somalia bei. 

 

Polizeiliche Zusammenarbeit mit Tschechien 

verstärken 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit ihren 

Nachbarstaaten bilaterale Abkommen über die 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit in straf-
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rechtlichen Angelegenheiten und zur Gefahren-

abwehr geschlossen, die fortlaufend weiterent-

wickelt werden. Der Vertrag vom 19. September 

2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechischen Republik über die Zu-

sammenarbeit der Polizeibehörden und der 

Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten 

stammt noch aus der Zeit vor dem EU-Beitritt 

der Tschechischen Republik und der vollständi-

gen Anwendung des Schengen-Besitzstandes 

durch die Tschechische Republik. Mit dem vor-

liegenden Gesetz soll nun der Vertrag vom 19. 

September 2000 aktualisiert und an den europä-

ischen Rechtsrahmen angepasst werden. Zudem 

ist es Ziel, darüber hinausgehende Möglichkei-

ten der Zusammenarbeit einvernehmlich zu re-

geln. Der neue Vertrag verbessert und erweitert 

daher die rechtlichen Grundlagen für eine engere 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwi-

schen den Polizei- und Zollbehörden beider Län-

der. 

 

Bundeswahlrecht ändern 

Der Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen 

sieht eine Neueinteilung der Wahlkreise für die 

Wahl zum Deutschen Bundestag vor, um die je-

weilige demographische Entwicklung im Bun-

desgebiet entsprechend zu berücksichtigen. Dem 

Entwurf liegen die letzten verfügbaren Zahlen 

der deutschen Bevölkerung aus der amtlichen 

Statistik auf Länderebene zum Stand 31.Juli 

2015 sowie die letzten verfügbaren Quartalszah-

len der deutschen Bevölkerung in den Gemein-

den zum Stand 30. Juni 2015 zugrunde. Der Be-

schreibung der Wahlkreise wurde der Gebiets-

stand vom 29. Februar 2016 zugrunde gelegt. 

Anhand dieser Bevölkerungszahlen wird die An-

zahl der Wahlkreise in Thüringen um einen ver-

mindert, der in Bayern hinzutritt. 

 

 

Pflegeberufe attraktiver machen 

Auch angesichts der demografischen Entwick-

lung ist die Sicherung einer hochwertigen Pfle-

geversorgung eine der größten politischen Her-

ausforderungen der nächsten Jahre. Der Gesetz-

entwurf zur Reform der Pflegeberufe zielt des-

halb darauf ab, den Pflegeberuf attraktiver zu 

machen. Dafür sollen insbesondere die bisheri-

gen drei Ausbildungsgänge in der Alten-, Kran-

ken- und Kinderkrankenpflege zu einem einheit-

lichen Berufsbild zusammengeführt werden. Die 
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generalistische Pflegeausbildung soll auf einen 

Einsatz in allen drei Arbeitsfeldern der Pflege 

vorbereiten. Damit werden Wechsel zwischen 

den einzelnen Pflegebereichen einfacher, so dass 

sich für die Pflegekräfte zusätzliche Beschäfti-

gungs- sowie Aufstiegsmöglichkeiten eröffnen. 

Da in der Pflegebranche überwiegend Frauen be-

schäftigt sind, unternehmen wir so einen wichti-

gen Schritt in Richtung Lohngerechtigkeit. Die 

Finanzierung der Pflegeausbildungen soll mit 

der Reform langfristig abgesichert werden. Dazu 

gehört auch, dass die Erhebung von Schulgeld 

ausgeschlossen wird. 

 

Bau von bezahlbaren Mietwohnungen steuer-

lich fördern 

Die Lage auf dem Wohnungsmarkt hat sich in 

den vergangenen Jahren insbesondere in Groß-

städten und Metropolregionen erheblich ver-

schärft. Der Mangel an ausreichend Wohnrau-

mangebot hat dort zu erheblichen Mietpreisstei-

gerungen geführt. Um das Angebot an bezahlba-

ren Mietwohnungen zu erhöhen, sieht der vorlie-

gende Gesetzentwurf der Bundesregierung die 

Einführung einer zeitlich befristeten, degressiv 

ausgestalteten Sonderabschreibung für die An-

schaffung oder Herstellung neuer Mietwohnge-

bäude in Gebieten mit angespanntem Woh-

nungsmarkt vor.  

Der Fokus soll dabei auf der Errichtung neuer 

Mietwohnungen liegen, die auch für mittlere und 

untere Einkommensgruppen bezahlbar sind. 

Wohnungen mit hohem Standard bedürfen kei-

ner steuerlichen Förderung und sollen vollstän-

dig von der Maßnahme ausgeschlossen werden. 

Um diesem Ziel Rechnung zu tragen, wird sich 

die SPD-Bundestagsfraktion entsprechend für 

eine sinnvolle Abgrenzung der förderfähigen 

Mietwohnungsneubauten und für eine angemes-

sene Ausgestaltung der steuerlichen Förderung 

einsetzen. 

 

Besuch aus dem Wahlkreis  

52 Schülerinnen und Schüler des St. Antonius 

Gymnasiums Lüdinghausen besuchten mich im 

Deutschen Bundestag in Berlin. Die Gruppe in-

formierte sich in einem Gespräch  über meine 

Arbeit im Deutschen Bundestag. Im Anschluss 

führte der Abgeordnete die Schülerinnen und 
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Schüler durch das Reichstagsgebäude und stand 

der Gruppe für Fragen zur Verfügung.  

 

Die Schülerinnen und Schüler, die sich für vier 

Tage in Berlin aufhalten, besuchten bereits das 

Stasimuseum. Außerdem steht noch ein Besuch 

im Berliner Dom auf dem Programm. Daneben 

wird die Gruppe auch ausreichend Gelegenheit 

haben, die Bundeshauptstadt und ihre zahlrei-

chen Sehenswürdigkeiten kennenzulernen. Am 

Donnerstag geht es dann für die Gruppe, mit vie-

len neuen Eindrücken im Gepäck, zurück nach 

Lüdinghausen.  

 

Schülerpraktikantin Luka Marie unterstützt 

Wahlkreisbüro in Altenberge 

Der SPD Bundestagsabgeordnete Ulrich Hampel 

ermöglichte der 16-jährigen Schülerin Luka Ma-

rie Kienast ein Praktikum in seinen Wahlkreis-

büro Altenberge. Während eines zweiwöchigen 

Schülerpraktikums erhielt die Schülerin des 

Gymnasiums Augustinianum Greven viele Ein-

blicke in die Arbeit eines Bundestagsabgeordne-

ten in seinem Wahlkreis und in die Arbeitsab-

läufe in einer Berliner Sitzungswoche.  

 

Luka lernte welche Aufgaben ich als Abgeord-

neter des Deutschen Bundestages habe und wie 

mein Wochenplan im Wahlkreis und in Berlin 

aussieht.  So erfuhr sie, wie viel Arbeit und Vor-

bereitung meines Teams dahinter stecken. 
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Besonders interessiert zeigte sich Luka an dem 

aktuellen Thema Integrationspolitik. 

Bei einer Konferenz mit unserem Staatssekretär 

für Integration NRW Thorsten Klute konnte sie 

sich ein Bild über die aktuelle Situation und den 

vorgelegten Integrationsplan NRW verschaffen.  

Luka Marie war sehr begeistert von der Ab-

wechslung die der Beruf in der Politik mit sich 

bringt. „Ich kann jedem nur empfehlen, einmal 

die politische Arbeit kennenzulernen. Es war 

sehr informativ und spannend,“, so Luka Marie. 

Gerne ermögliche ich es Schülerinnen und Schü-

lern ein Praktikum in Berlin oder meinen Wahl-

kreisbüros zu machen. Das ist eine gute Mög-

lichkeit sich selbst einen Eindruck über die Ar-

beit in der Politik zu verschaffen.  Interessierte 

Schülerinnen und Schüler können sich einfach 

bei uns bewerben. 

 

Equal-Pay-Day am 19. März 2016 – “Frauen  

haben ein Recht auf mehr!“ 

 

Frauen erhalten im Durchschnitt immer noch 21 

Prozent weniger Lohn oder Gehalt als Männer. 

Deshalb wird am 19. März 2016 zum 8. Mal in 

Folge der Equal-Pay-Day in Deutschland began-

gen.  

Leider müssen wir auf die Lohnlücke zwischen 

Männern und Frauen auch dieses Jahr wieder mit 

dem Equal-Pay-Day hinweisen. In Zukunft 

möchte ich diesen Tag aber gerne aus meinem 

Kalender streichen. Das Schließen der Lohnlü-

cke ist eine Frage der Gerechtigkeit. 

Seit über 50 Jahren gilt das Gebot der Entgelt-

gleichheit für Frauen und Männer.  

Doch die Praxis sieht immer noch anders aus: 

Zwar ist die Lohnlücke nach Angaben des Sta-

tistischen Bundesamtes von 2014 auf 2015 leicht 

von 22 auf 21 Prozent gesunken. Einer der 
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Gründe dafür könnte in der Einführung des ge-

setzlichen Mindestlohns liegen, von dem über-

wiegend Frauen im Niedriglohnbereich profitie-

ren. Dennoch müssen Frauen nach wie vor zwei-

einhalb Monate mehr arbeiten, um auf das 

durchschnittliche Jahresentgelt von Männern zu 

kommen. 

Ohne gesetzliche Maßnahmen wird sich daran 

leider nichts ändern. Ich unterstütze deshalb die 

Bundesfrauenministerin Manuela Schwesig in 

ihrem Vorhaben für das Lohngerechtigkeitsge-

setz, mit dem wichtige Vorgaben aus dem Koa-

litionsvertrag umgesetzt werden. Dazu gehörten 

transparente und nachvollziehbare Entgeltstruk-

turen, betriebliche Verfahren zur Überprüfung 

von Entgeltgleichheit und eine Berichtspflicht 

für große Unternehmen über Frauenförderung 

und Entgeltgleichheit.  

Für mich ist klar: „Das Gesetz muss jetzt 

schnell kommen. Frauen haben seit über fünf 

Jahrzenten ein Recht auf Entgeltgleichheit.  

Diesem Grundsatz müssen wir endlich gerecht 

werden. Frauen haben ein Recht auf mehr!  
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Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien ein schö-

nes Wochenende sowie eine frohe und ent-

spannte Osterzeit im Kreise Ihrer Lieben! 

Ihr 
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